Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Verstrahlte Atommülltransporte 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bis 
zum 24. Juni 1998 die Zahl aller Atommülltransporte durch 
Deutschland zu der französischen Wiederaufarbeitungsanlage 
La Hague und der englischen Wiederaufarbeitungsanlage in 
Sellafield seit 1985 aufzulisten. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
dabei festgestellten Verstrahlungen an den deutschen bzw. 
französischen Transportbehältern und Transportwaggons nach 
Zahl und Umfang darzulegen. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, das 
Bundesamt für Strahlenschutz anzuweisen, die derzeit gülti- 
gen Transportgenehmigungen für die Firma NTL mangels Zu- 
verlässigkeit des Betriebspersonals zu widerrufen. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
erforderlichen Verwaltungsverfahren zur Überprüfung der Be- 
triebsgenehmigungen für einzelne Kernkraftwerke mit dem 
Ziel des Widerrufs einzuleiten, soweit die Zuverlässigkeit des 
Betriebspersonals nicht gegeben ist. 

5. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dar- 
zulegen, über welchen Zeitraum der Weiterbetrieb von Kern- 
kraftwerken infolge des Wegfalls der Transportgenehmigun- 
gen noch zulässig ist, sowie darzulegen, ab welchem Zeitraum 
Betriebsgenehmigungen mangels ausreichender Zwischenla- 
gerkapazität an den Standorten der Kernkraftwerke aufgeho- 
ben werden müssen. 

6. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dar- 
zulegen, auf welche Weise die eingetretenen Verstrahlungen 
vollständig beseitigt werden, so daß keine weitere Gefahr für 
die Gesundheit der Menschen besteht. 

7. Der Deutsche Bundestag ist der Ansicht, daß die Atomkraft be- 
treibenden Unternehmen bis Ende Juni alle diejenigen Perso- 
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nen, die von den Verstrahlungen der Atommülltransporte ge- 
wußt haben, von ihren Aufgaben zu entbinden haben. 


II. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, unver- 
züglich zu Gesprächen über die Zukunft der Entsorgung atomarer 
Brennstäbe einzuladen. Die Zahl der Transporte muß auf das un- 
vermeidbare Maß verringert werden. Grundlage dafür sind der 
schnellstmögliche Ausstieg aus der Atomkraft, die direkte Endla- 
gerung atomaren Abfalls, die Ausweitung der Lagerkapazitäten 
an den Kernkraftwerken und die Errichtung von Zwischenlager- 
kapazitäten in Süddeutschland. 


Bonn, den 8. Juni 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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